
648

S
T

E
IN

K
O

H
L
E
 2

0
0

3
Müller: Grußwort des Saarlands

Glückauf 139 (2003) Nr. 12

Ich freue mich, Ihnen die Grüße der saarländi-
schen Landesregierung zu diesem Steinkoh-
lentag überbringen zu können. Ein Steinkoh-

lentag, der in schwierigen Zeiten stattfindet. In
wirtschaftspolitisch schwierigen Zeiten, aber auch
in kohlepolitisch schwierigen Zeiten. Und aus
Sicht der saarländischen Landesregierung steht
dieser Steinkohlentag natürlich im Zeichen der
Fragestellung: Wie sieht die Anschlussregelung

zum Steinkohlefi-
nanzierungsgesetz
aus, wie gelingt es
uns, die damit ver-
bundenen Anpas-
sungsnotwendig-
keiten zu gestalten?

Dieser Steinkoh-
lentag steht natür-
lich auch aus Sicht
der saarländischen
Landesregierung
im Zeichen der Fra-
ge, wie gelingt es
uns,  die  Konse-
quenzen bereits ge-
troffener Entschei-
dungen,   nämlich
die  Konsequenzen
der notwendigen
Entscheidung   zur
Schließung   von  zwei

Grußwort des Saarlands

Peter Müller, Ministerpräsident des Saarlands, Saarbrücken

Bergwerken – eins in Nordrhein-Westfalen und
eins im Saarland – sozialverträglich aufzuarbei-
ten. Ich will zu beiden Fragestellungen aus Sicht
der saarländischen Landesregierung einige Sätze
im Rahmen dieses Grußworts sagen.

Drei Dimensionen der
Sozialverträglichkeit

Was die Anschlussregelung zum Steinkohlefinan-
zierungsgesetz angeht, wissen wir, dass diese
Anschlussregelung zu einer weiteren Degression
der Steinkohlebeihilfen führen wird. Und ich
glaube, das Entscheidende ist die Frage, nach
welchem Maßstab bestimmen wir die Degressi-
onslinie, die zu beschreiben ist? Aus Sicht der
saarländischen Landesregierung muss dieser Maß-
stab die Frage der Sozialverträglichkeit sein. Sozi-
alverträglichkeit in mehrfacher Hinsicht, mindes-
tens in dreifacher Hinsicht. Sozialverträglichkeit
mit Blick auf die im Bergbau Beschäftigten. Es ist in
der Vergangenheit gelungen, den Anpassungs-
prozess – und das war ja ein sehr weitgehender
Prozess – ohne betriebsbedingte Kündigungen zu
gestalten. Dieses muss auch die Maxime für die
Gestaltung des Prozesses in der Zukunft sein.
Sozialverträglichkeit aber auch mit Blick auf die
betroffenen Regionen, für die natürlich jede
Stilllegungsentscheidung eine strukturpolitische
Herausforderung in einer besonderen Größen-
ordnung ist. Und deshalb heißt Sozialverträglich-
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keit eben auch Lösung der Frage, wie schaffen wir
Ersatz für diejenigen Arbeitsplätze, die im Steinkoh-
lenbergbau nicht gehalten werden können, und
Sozialverträglichkeit, auch mit Blick auf diejeni-
gen, die vom Bergbau betroffen sind.

Ich will dies auch ganz bewusst ansprechen:
Zumindest im Saarland ist die Situation der
Lagerstätte so, dass es keinen Bergbau ohne
Auswirkung auf die übertägige Situation, ohne
Auswirkung auf bewohntes Gebiet gibt. Jeder
Bergbau, der im Saarland stattfindet, führt auch
zu Bergschäden, und ich glaube, es muss unter
dem Gesichtspunkt der Sozialverträglichkeit un-
ser gemeinsames Ziel sein, das Maß dieser Schä-
den auf ein unvermeidbares Minimum zu be-
grenzen und bei der Regulierung dieser Schäden
umsichtig und sorgfältig vorzugehen. Auch die
Belange der Bergbaubetroffenen, der Bergbau-
geschädigten, sind zu berücksichtigen.

Und mit Blick auf diese drei Dimensionen der
Sozialverträglichkeit stehen wir natürlich bei der
Gestaltung der Anschlussregelung zum Stein-
kohlefinanzierungsgesetz vor einer gewaltigen
Herausforderung. Die Zielmarke ist definiert:
16 Mill. t im Jahr 2012. Ich glaube, es macht
keinen Sinn, diese Ziffer noch einmal in Frage zu
stellen, egal ob nach oben oder nach unten,
sondern wir sollten von dieser Ziffer – 16 Mill. t im
Jahr 2012 – ausgehen. Die Umsetzung dieser
Zielmarke wird erheblichen Personalanpassungs-
bedarf im Steinkohlenbergbau mit sich bringen,
deshalb bin ich davon überzeugt, dass dieser
Personalanpassungsbedarf sozialverträglich nur
erfüllt werden können wird, wenn es gelingt, die
bestehenden und bewährten Instrumente der
Personalanpassung auch in die Zukunft fortzu-
schreiben. Die saarländische Landesregierung ist
dazu bereit, diesen Weg zu gehen und dabei auch
ihre finanzielle Verantwortung zu übernehmen.
Wir treten für eine Verlängerung der Anpas-
sungsgeldregelung ein und wir werden dabei
auch mitfinanzieren, genauso wie wir es in der
Vergangenheit getan haben. Wir sehen uns
allerdings – und auch das möchte ich deutlich
sagen – nicht in der Lage, im Rahmen einer
Anschlussregelung zum Steinkohlefinanzierungs-
gesetz seitens des Saarlands noch einmal Be-
triebsbeihilfen zu zahlen. Das Saarland war in der
Vergangenheit, auch vor dem Hintergrund der
durch das Bundesverfassungsgericht anerkann-
ten Haushaltsnotlage, von der Zahlung dieser
Betriebsbeihilfen befreit. Die Haushaltslage hat
sich seit dem Jahr 1997 nicht verbessert, sondern
verschlechtert, das macht es auch so schwer,
Hilfestellung zu leisten bei der Lösung der Pro-
bleme der kommunalen Finanzen. Und nach
übereinstimmender Meinung aller gesellschaftli-
chen und politischen Kräfte des Landes ist des-
halb die Möglichkeit, noch einmal Betriebsbeihil-
fen seitens des Landes zu zahlen, mit Blick auf die
Situation des Haushalts nicht gegeben.

Energiesicherheit als
nationale Aufgabe

Ich meine, dass dies auch von der Sache her
vertretbar und richtig ist, denn wenn das stimmt,

dass nämlich die Kohlebeihilfen der Preis für ein
Produkt sind – nämlich für das Produkt Energie-
sicherheit – den der Staat dafür bezahlt, dass er
Energiesicherheit bestellt, dann ist das eine nati-
onale Aufgabe, und dann müssen die Kosten für
diese nationale Aufgabe auch von der nationalen
Ebene getragen werden und können nicht regio-
nalisiert werden.

Ich glaube, dass wir neben der Bewältigung
des Anpassungsprozesses des Steinkohlenberg-
baus die Aufgabe haben, den Strukturwandel in
den betroffenen Regionen offensiv nach vorne
zu treiben. In diesem Zusammenhang stellt sich
aus Sicht der saarländischen Landesregierung die
Frage – und darüber möchten wir in einen
konstruktiven Dialog mit dem Bund eintreten –,
wie alle beteiligten Partner, das Unternehmen,
die Vertreter der Beschäftigten, die Revierländer,
aber auch der Bund, ihrer strukturpolitischen
Verantwortung gerecht werden. Insbesondere
glauben wir, dass Wahrnehmung der strukturpo-
litischen Verantwortung auch bedeutet, dass ein
Teil der eingesparten Subventionen eingesetzt
wird, um den strukturpolitischen Prozess in den
Revierländern voranzubringen.

Ich will, was die konkrete Situation des Stein-
kohlenbergbaus in dem von mir vertretenen
Bundesland anbetrifft, darauf hinweisen, dass
mit dem Schließungsbeschluss vom 19. Septem-
ber 2003 – der den Förderstandort Warndt/
Luisenthal betrifft – ab dem Jahr 2006 im Saar-
land nur noch ein Bergwerk in Betrieb sein wird.
Dieser Förderstandort – das Bergwerk Ensdorf –
ist durch eine kostengünstige Struktur geprägt,
aber auch dieser Förderstandort hat eine zeitlich
begrenzte Perspektive. Und natürlich stellt sich
die Frage, ob es nicht im Interesse aller Betroffe-
nen wäre, diese Perspektive möglichst frühzeitig
konkret zu beschreiben, um auf dieser Grundlage
dann auch die notwendigen Anpassungsprozes-
se im Zuge des Auslaufens des Steinkohlenberg-
baus im Saarland rechtzeitig gestalten zu kön-
nen. Was die Schließung des Förderstandorts
Warndt/Luisenthal betrifft, wird es eine schwieri-
ge Aufgabe sein, den damit verbundenen Perso-
nalanpassungsbedarf sozialverträglich zu gestal-
ten. Dass die Landesregierung durch eine Verlän-
gerung der APG-Regelungen hierzu einen Bei-
trag leisten will, habe ich bereits gesagt, wir
sehen uns aber auch darüber hinaus in der
Verpflichtung.

Dialog mit der DSK

Die saarländische Landesregierung befindet sich
in dieser Frage in einem sehr konstruktiven Dialog
mit der DSK, und wir werden erste Maßnahmen
der Qualifizierung, der Umschulung der betroffe-
nen Menschen in den nächsten Wochen beginnen
– etwa eine voll ausfinanzierte Maßnahme für 150
Teilnehmer, beginnend am 1. Dezember 2003. Wir
sind bereit, insgesamt im Zeitraum bis zum Jahr
2007 etwa 25 Mill. EUR an ESF-Mitteln zur Verfü-
gung zu stellen, um die Notwendigkeit der Um-
qualifizierung, die Notwendigkeit der Vermitt-
lung in andere Arbeitsplätze mit Blick auf die
Stilllegung des Bergwerks Warndt/Luisenthal ge-
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meinsam mit der DSK zu bewältigen. Natürlich
erhoffen und erwarten wir, dass die strukturpoliti-
sche Verantwortung auch von anderen gemein-
sam angenommen wird. Dies gilt, und ich sage
noch einmal, dazu gibt es einen sehr konstrukti-
ven Dialog, für DSK und RAG. Wir erwarten
strukturpolitische Beiträge etwa mit Blick auf die
Verfügbarkeit der Flächen, die künftig für Berg-
bauzwecke nicht mehr benutzt werden.

Dies gilt auch mit Blick auf den Bund, und in
dem Zusammenhang erlauben Sie mir eine Be-
merkung. Ich bin fest davon überzeugt, dass dies
keine Frage ist – das sage ich vorweg –, die die
politische Führung des Bundeswirtschaftsminis-
teriums betrifft, aber ich habe schon den Ein-
druck, dass auf der Arbeitsebene des Bundeswirt-
schaftsministeriums ein wenig Bewusstsein dafür
geschaffen werden sollte, dass die offensive
Gestaltung des Strukturwandels unter Umstän-
den auch einmal dazu führen darf, dass bei der
Interpretation gesetzlicher Vorgaben oder bei-
hilferechtlicher Regelungen nicht unbedingt nur
bürokratische Sorgfalt, sondern auch offensive
Gestaltungskraft im Vordergrund stehen sollte.
Es muss, um ein Beispiel zu sagen, doch möglich
sein, dass wir bei der Frage der Entlassung von
Flächen aus der Bergaufsicht eine Lösung finden,
die es ermöglicht, dass auf den beabsichtigten
Abriss von Gebäuden verzichtet wird und die
dabei eingesparten Abrisskosten eingesetzt wer-

den, um auf diesen Flächen und in diesen Gebäu-
den neue Arbeitsplätze entstehen zu lassen.

In diesem Sinn darf ich abschließend sagen, wir
stehen vor einer großen Herausforderung, wenn
es darum geht, den Weg der Steinkohle sozialver-
träglich in den nächsten Jahren zu beschreiben.
Die saarländische Landesregierung weiß, jeder
Arbeitsplatz im Bergbau hat ein Gesicht, hinter
jedem Arbeitsplatz stehen Menschen und in den
meisten Fällen ganze Familien. Diesen Menschen
und diesen Familien sind wir verpflichtet. Es geht
aber eben nicht nur um die Zukunft der Bergleute
und ihrer Familien, es geht auch um die Zukunft
der Kinder der Bergleute, für die wir neue
Arbeitsplätze brauchen und schaffen wollen.
Diese werden in der allergrößten Mehrzahl der
Fälle außerhalb des Bergbaus sein. Deshalb schlie-
ße ich mein Grußwort auf diesem Steinkohlen-
tag, indem ich sage, die saarländische Landesre-
gierung ist bereit, sich ihrer Verantwortung für
die Menschen zu stellen, sie ist zu konstruktiven
Gesprächen bereit, und sie ist auch bereit, sich im
Rahmen ihrer Möglichkeiten, finanziell zu enga-
gieren. Ich bin fest davon überzeugt, dass diese
Bereitschaft, die Verantwortung gemeinsam kon-
struktiv wahrzunehmen, auch bei allen anderen
Beteiligten besteht, und deshalb glaube ich, dass
eine gute Chance besteht, eine gute Entwicklung
der notwendigen Anpassung auch in den nächs-
ten Jahren zu erreichen.
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